
Die beiden «Knacknüsse»:  
Balzers und Gamprin 
Auch in den letzten beiden Gemeinden des Landes schien man 2015 kurz 
vor dem Durchbruch. Am Ende blockierte die Kirche doch noch. 

Desirée Vogt 
 
Die Detailverhandlungen auf Ge-
meindeebene waren zäh, die Rege-
lung der Vermögensverhältnisse 
haben Zeit in Anspruch genom-
men. Vor allem in Gemeinden, in 
denen die grundbücherlichen Fra-
gen unklar oder kirchliche Stiftun-
gen involviert waren. Am längsten 
dauerten die Verhandlungen in 
den Gemeinden Balzers und Gam-
prin-Bendern. Am Ende glaubte 
man in beiden Gemeinden, den 
Durchbruch erzielt zu haben. Doch 
aus unterschiedlichen Gründen 
kam keine Einigung zustande. Das 
Konkordat war gestorben. 

Balzers: Hier gehört alles 
einer Stiftung 
In Balzers hatte der neue Gemein-
derat 2015 einem Vereinbarungs-
text zugestimmt, der bereits vom 
alten Gemeinderat ausformuliert 
und beschlossen wurde. «Inhalt-
lich hat sich nichts mehr geändert, 
allerdings ist der Text jetzt so  
formuliert, dass er unterschrifts-

reif ist», er-
klärte Vorste-
her Hansjörg 
Büchel damals. 
Zum Inhalt 
der Vereinba-
rung gibt Bal-
zers damals 
wie heute kei-
ne Details be-

kannt. Dies liegt laut Büchel 
daran, dass die Pfarreistiftung im 
Grundbuch als Eigentümerin von 
Kirche und Friedhof eingetragen 
ist. Damals hat dies vor allem ju-
ristische Fragen aufgeworfen. Es 
hätte am Ende noch eines einstim-
migen Stiftungsratsbeschlusses 
und der kirchlichen Zustimmung 
bedurft. Doch schon der Stiftungs-
ratsbeschluss kam nie zustande.  

Hartnäckige Verhandlungen 
in Gamprin-Bendern 
Noch zäher verliefen die Verhand-
lungen offenbar in der Gemeinde 
Gamprin-Bendern. Schnell einig 
geworden sei man sich in Bezug 
auf das Pfarrhaus bzw. die Nut-
zungsrechte. Obwohl die ge-
schichtsträchtige Stätte bereits der 
Gemeinde gehört, stand dem je-
weiligen Pfarrer ein grundbücher-
liches Nutzungsrecht zu. «Das hat 
dazu geführt, dass wir die Räume 
und vor allem den Kapitelsaal so 
gut wie gar nicht nutzen konnten, 
weil wir dadurch den Pfarrer ge-
stört hätten. Über diese Situation 
sind wir schon seit Jahren sehr un-
glücklich», äusserte sich der dama-
lige Vorsteher Donath Oehri. Des-
halb habe die Gemeinde sämtliche 
Räumlichkeiten amtlich schätzen 
lassen und sich schliesslich bereit 
erklärt, die betroffenen Gebäude-
teile «noch einmal» zu kaufen 
bzw. für die Ablösung des Nut-
zungsrechtes einen Betrag von 

1,326 Mio. Franken zu entrichten. 
Noch mehr Verhandlungsgeschick 
erforderten die umfangreichen 
Tausch- und Ablösungsgeschäfte 
der Bauzonen-Grundstücke. Wäh-

rend sich die 
Kirche auf den 
Standpunkt ge-
stellt hatte, 
dass auch der 
Tausch einem 
Verkauf gleich-
komme, hat sie 
sich vor allem 
bei Parzellen 
mit altem Kir-

chengut gesperrt. Nach weiteren 
Gesprächen habe man sich lang-
sam angenähert, hiess es dann 
aber. Schliesslich gab es auch Ge-
spräche mit dem Churer General-
vikar Martin Grichting, dem Bera-
ter des Apostolischen Nuntius, der 
die Vorschläge für gut befunden 
hat. «Wir haben nur bestimmte 
Flächen ‹abgeschnitten›, bei de-
nen wir das Gefühl hatten, dass 
diese künftig für uns wichtig sein 
könnten. Ebenso war für uns 
wichtig, die Fläche rund um die 
Kirche zu behalten, um die Aus-
senhülle und den Aussenbereich 
bewirtschaften zu können. Auch 
müssen wir sicherstellen, dass 
eine Friedhofserweiterung künf-
tig möglich ist», so Donath Oehri 
im Jahr 2015. Auch hier kam es am 
Ende zu keiner Einigung – das Erz-
bistum sagte Nein.

Nachgefragt 

«Kirche und Staat müssen gemeinsam 
entscheiden» 

Könnte man das Problem auch 
von «oben» anpacken, indem 
der Landtag bspw. die Verfas-
sungsänderung vornimmt? 
Emanuel Schädler: Nein, das denke 
ich nicht. Die jetzige Verfassungs-
bestimmung basiert auf einem 
Konsensprinzip zwischen dem 
Staat und der katholischen Kirche. 
Die Sonderstellung der katholi-
schen Kirche ist in der Verfassung 
verankert, was bedeutet, es muss 
auch gemeinsam entschieden wer-
den. Um also aus diesem Konsens-
system herauszukommen, benötigt 
es wiederum einen Konsens. 

Und was, wenn das liechten-
steinische Volk in dieser Frage 

an der Urne entscheiden  
würde? 
Dann würde wieder nur einseitig 
entschieden. Da es in dieser Frage 
nicht nur um eine Sachthematik 
geht, sondern um den Status und 
die Stellung der katholischen Kir-
che, wäre neben der Volksmeinung 
auch hier wiederum die Meinung 
der Amtskirche einzuholen. Die 
Verfassung kann meines Erachtens 
staatskirchenrechtlich nur dann 
abgeändert werden, wenn auch die 
Kirche ihren Segen dazu gibt.  

Diese Zustimmung wird erst 
gegeben, wenn man sich auf 
Gemeindeebene geeinigt hat? 
Ja. Die katholische Kirche wird ihre 

Sonderstellung nicht ohne Not auf-
geben. Hier geht es um jahrhun-
dertealte Rechte. (dv)

Emanuel Schädler, Forschungsbe-
auftragter Recht. Bild: pd 
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